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Bebauungsplan Nr. 23 "Wohnen östlich des Weidenrings" der Gemeinde Steinha­
gen
hier: Äußerung gemäß S 4Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 14. Juni 2022 (Posteingang: 14. Juni 2022) wurde ich um Äußerung ge­
mäß S 4 Abs. 1 BauGB zum o. g. Bauleitplanentwurf gebeten. Als Bewertungsgrundlage ha­
ben dazu vorgelegen:

- Planzeichnung (Vorentwurf) im Maßstab 1: 1000 mit Stand vom Juni 2022
- Begründung mit Stand vom Juni 2022

Nach erfolgter Beteiligung ergeht hierzu folgende Äußerung:

Städtebauliche und planungsrechtliche Belange

Das Plangebiet befindet sich im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (Ursprungsplan;
Stand 13. August 1997) sowie in der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes (Stand 13.
April 2005) der Gemeinde Steinhagen. Der Bereich wird als Fläche für die Landwirtschaft
dargestellt. Die Änderung des Flächennutzungsplanes soll gemäß Kapitel 5 der Begründung
im Parallelverfahren erfolgen. Die Rechtsgrundlage zum Änderungsverfahren nach § 8 Abs.
3 Baugesetzbuch sollte an dieser Stelle noch ergänzt werden.

Von der Einhaltung des Entwicklungsgebotes kann aufgrund des bereits parallellaufenden
Anderungsverfahrenes des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Steinhagen ausgegangen
werden. Demnach ist anzunehmen, dass der Bebauungsplan Nr. 23 in der vorgelegten Fas­
sung aus den künftigen Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Steinhagen
entwickelt sein wird.

Die vorliegenden Unterlagen sind nur auf das laufende Verfahren zum Bebauungsplan
Nr. 23 ,,Wohnen östlich des Weidenrings" abzustellen. Der Verweis in der Titelbezeichnung
,,i. V. m. der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes" kann entfallen. Hier kann es u. U.
zu Verwechslungen der Unterlagen kommen, wie im vorliegenden Fall zur Beteiligung des
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Landkreises. Die Planzeichnungen wurden irrtümlicherweise den falschen Begründungen
zugeordnet. Solche Fehler können vermieden werden.

Planzeichnung
Da der Bebauungsplan auch Festsetzungen auf landesrechtlicher Grundlage enthält, wird
empfohlen, einen auffälligen Hinweis zur zweifachen Rechtsgrundlage in der allgemeinen
Bezeichnung des Bebauungsplanes in folgender Form zu geben:

„Bebauungsplan Nr. 23 „Wohnen östlich des Weidenrings" der Gemeinde Steinhagen mit
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung"

Zudem ist die Angabe der örtlichen Bauvorschriften in der Präambel und den Verfahrens­
vermerken zu ergänzen. Beispiel: „...und dem Text (Teil B) mit örtlichen Bauvorschriften."

Für die zwei südwestlichen Wohngebiete fehlt die Bezeichnung, diese ist zu ergänzen.

Im allgemeinen Wohngebiet „WA 2" sollen u. a. auch Reihenhäuser mit maximal 4
Wohneinheiten zulässig sein. Gemäß der Begründung (Seite 18) wird die Anzahl der Woh­
nungen je Reihenhaus mit 4 Wohnungen begrenzt, um den dörflichen Charakter nicht zu
verändern. Diese Definition ist zu unbestimmt. Sollte je Reihenhaus (je Haustür) gemeint
sein, handelt es sich in dem Fall um ein Mehrfamilienhaus, welches dem Planungsziel wi­
derspricht. Die städtebauliche Absicht ist klarer zu definieren und Mehrfamilienhäuser sind
auszuschließen.

Im nordöstlichen Bereich des Bebauungsplanes ist eine Fläche für Versorgungs- und Beseiti­
gungsanlagen, hier gemäß der Begründung 6.3 und 6.5 eine Transformatorenstation für
Elektrizität und einer Löschwasserzisterne zur Bereitstellung von Löschwasser geplant. Die
Planzeichnung ist mit den entsprechenden Planzeichen der Planzeichenverordnung Nr. 7
für Wasser und Elektrizität zu ergänzen.

Die Straßenquerschnitte sollten als Hinweis in der Planzeichnung ergänzt werden.

Die Darstellung der Sichtdreiecke gemäß RAST 06 (Richtlinien für Anlagen von Stadtstraße)
in der Planzeichnung fehlt gänzlich und ist zu ergänzen.

Gemäß der Planzeichnung erfolgt im westlichen Bereich ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten der Anlieger des Wohngebietes sowie für Anlieger eines potenziellen 2. Bauab­
schnittes des Baugebietes. Inwieweit eine ausreichende verkehrliche Auslastung über den
3,50 m Fahrweg für einen weiteren Bauabschnitt gewährleistet werden kann, ist durch die
Gemeinde zu prüfen.

Zudem wird der Gemeinde aus städtebaulicher Sicht empfohlen, anstelle einer Sackgas­
senerschließung eine Ringerschließung über den Weg ,,Am Wendorfer Weg" (Flurstücke
62/10 und 62/9) zu ermöglichen.

Bei den Angaben zum Maß der baulichen Nutzung handelt es sich durchgehend um das
Höchstmaß, dies ist in der Planzeichnung sowie der Planzeichenerklärung zum Ausdruck zu
bringen.

Textliche Festsetzungen
Zur rechtseindeutigen Lesbarkeit der Planzeichnung, Teil A und Text Teil B, die zum Be­
stimmtheitsgebot der Bauleitplanung gehört, sollten dem unkundigen, aber an der Planung
interessierten Betrachter die Zulässigkeiten exakt definiert werden. In der Begründung,
Pkt. 5 ,,Begründung der Festsetzungen" wurde das zwar getan, allerdings wird die Begrün-
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dung lediglich gebilligt und kein geltendes Ortsrecht. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass
die Lesbarkeit der Planzeichnung bei einer juristischen Prüfung von besonderer Bedeutung
ist.

Insofern sind die Festsetzungen in Teil B-Text in zulässige Nutzungen nach S 4Abs. 2 BauN­
VO, ausnahmsweise zulässige Nutzungen nach S 4 Abs. 3 BauNVO sowie abweichende Rege­
lungen nach S 1 Abs. 5 und 6 BauNVO, S 13 und S 13a BauNVO vollständig zu gliedern.

Der Ausschluss der gemäß S 4 Abs. 2 und 3 BauNVO zulässigen sowie ausnahmsweise zuläs­
sigen Nutzungen ist städtebaulich zu begründen. Zu berücksichtigen ist, dass auch Ferien­
wohnungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes) nach S 13a BauNVO auszuschließen sind.

Die Planzeichnung ist auf das aktuelle Höhenbezugssystem abzustellen und die Höhenpunk­
te zu ergänzen.

Der Begriff „Carport" ist baurechtlich nicht bestimmt. Daher muss unter Verwendung der
Begrifflichkeit der Begriff definiert beziehungsweise erläutert werden.

Für die Gestaltung der Dächer sieht die Gemeinde naturrote, braune oder graue Farbtöne
vor. Hier ist eine genaue Angabe der Materialien und Farben aus dem „RAL Design SYSTEM"
erforderlich.

Zudem sind gemäß Teil B-Text Nr. 2 harte und weiche Dacheindeckungen zulässig. Es ist zu
beachten, dass für Reetdächer (weiche Bedachung) höhere Anforderungen an den Brand­
schutz bestehen sowie größere Abstände zu den nächst gelegen baulichen Anlagen einge­
halten werden müssen. Die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung müssen berücksichtigt werden. Insofern ist der Lösch­
wasserbedarf für das allgemeine Wohngebiet mit 96 m? / h sicherzustellen. In der Begrün­
dung unter Pkt. 6.5 wird jedoch nur Bezug zu harten Bedachungen genommen. Die Unter­
lagen sind untereinander anzupassen.

Gemäß Teil B-Text Nr. 3 sind im Vorgartenbereich zwischen der Begrenzung der Verkehrs­
fläche und der vorderen straßenzugewandten Baugrenze nicht zulässig. Hier stellt sich die
Frage wo, u. a. die Müllbehältnisse aufgestellt werden sollen, wenn die Wohngebäude ent­
lang der Baugrenze errichtet werden bzw. eine vollständige Ausnutzung der bebaubaren
Grundstücksfläche erfolgt. In diesem Fall sind noch Flächen für Müllsammelstellen im Plan­
gebiet zu schaffen. Die Gemeinde wird empfohlen, sich mit diesem Sachverhalt auseinan­
derzusetzen.

Textliche Festsetzungen sind rechtseindeutig zu formulieren. Erforderliche Erläuterungen
sind in der Begründung darzulegen (S 2a BauGB).

Begründung
Bei der vorliegenden Begründung nach S 2a BauGB ist die Rechtsnorm noch zu ergänzen.

Die Begründung wird dem nach S 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB Erforderlichkeitsgrundsatz nicht
gerecht. Es fehlt eine ausreichende Bedarfsermittlung, die darauf schließen lässt, dass der
Bedarf an weiteren Wohnraum besteht. Die Gemeinde ist zwingend daran gehalten sich
damit auseinanderzusetzen und dies in ihren Planunterlagen wiederzugeben.

Zudem geht aus der Begründung nicht hervor, aus welchem Grund das Plangebiet des Be­
bauungsplanes nicht an die bereits vorhandene Bebauung anschließt. Aus städtebaulicher
Sicht wird die vorliegende Planung nicht dem Grundsatz nach S 1a Abs. 2 BauGB, welche u.
a. den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden vorsieht, nicht gerecht.
Im Weiteren verweise ich auf die folgende Stellungnahme der Bauaufsicht.
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Der Verweis zum Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB ist in den Unterlagen zur Begrün­
dung zur ergänzen.

In der Begründung wird sich ausführlich mit dem Flächennutzungsplan und deren gesamten
Änderungen auseinandergesetzt. Hier reicht es aus, nur die rechtswirksamen Änderungen
mit aufzugreifen, die auch das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 23 ,,Wohngebiet östlich des
Weidenrings" tangieren. Insofern können die 2., 3. und 4. Änderung in der Begründung ent­
fallen. Hier wurden überwiegend die Inhalte aus der Begründung zur 5. Änderung des Flä­
chennutzungsplanes kopiert.

Der Flächennutzungsplan, hier der Ursprungsplan ist bereits seit 13. August 1997 rechts­
wirksam. Die Aussagen in der Begründung (sh. Seite 6) sind zu korrigieren.

Die Gemeinde setzt sich nicht mit ihren städtebaulichen Planungsabsichten auseinander.
Die Inhalte zur ,,Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche" sowie zu ,,Flächen für Ga­
ragen/ Carports und Stellplätze" und ,,Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen" müssen
städtebaulich begründet werden. Die Begründung ist zu ergänzen.

Inwieweit das städtebauliche Konzept für das Wohngebiet mit einer offenen und aufgelo­
ckerten Bebauung durch eine mögliche Reihenhausbebauung für ca. 10 Wohngrundstücke
(sh. Seite 18) noch gewährleistet werden kann, ist durch die Gemeinde zu prüfen. Hier
wird das angedachte Planungsziel eher infrage gestellt.

Gemäß der Begründung in Kapitel 5.6 „Grünflächen" dürfen keine Gebäude innerhalb der
Waldabstandsfläche errichtet werden. Der Gemeinde wird empfohlen, dies als textliche
Festsetzung zu ergänzen.

In der Begründung fehlt die Auseinandersetzung zu den Planungsalternativen und ist zu
ergänzen.

Bauaufsicht

Anlass und Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Wohnen östlich des Weiden­
ringes" ist die Arrondierung der Ortslage der bestehenden Wohngebiete entlang des Wei­
denringes und des Wendorfer Weges. In der Begründung wurde nicht erläutert, warum die
Ausweisung der neuen Baufläche nicht unmittelbar an die bestehende Bebauung im Gel­
tungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 4 ,,Wendorfer Weg" sowie der
angrenzenden Bebauung der Innenbereichssatzung Wendorfer Weges erfolgt. Zwischen der
bestehenden Bebauung aus den beiden städtebaulichen Satzung und der geplanten Bebau­
ung des zukünftigen Bebauungsplanes liegt dann eine Brachfläche, die aufgrund der Größe
landwirtschaftlich nicht mehr sinnvoll genutzt werden kann und von Wohnbauflächen um­
geben ist.

Nach den Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind auch ausnahmsweise sonstige
nicht störende Gewerbebetriebe zulässig. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie­
sen, dass damit auch ausnahmsweise Ferienhäuser nach§ 13a BauNVO erfasst werden. Soll
dieses nicht ermöglicht werden, müssen diese entsprechend ausgeschlossen werden. In der
Begründung wurden dazu keine Erläuterungen gegeben.

Im Bebauungsplan wurden örtliche Bauvorschriften nach $ 86 LBauO M-V festgesetzt. Diese
sind zu begründen. Der Ausschluss von Wohngebäuden in Blockbauweise beinhaltet keine
Anforderung an die äußere Gestaltung baulicher Anlage zur Erhaltung und Gestaltung des
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Ortsbildes. Vielmehr handelt es sich hier um eine Bauweise, die nicht von S 86 Abs. 1 Nr. 1
LBauO M-V erfasst wird und damit keine Rechtsgrundlage hat.

Wasserwirtschaft

Das Vorhaben liegt in der Trinkwasserschutzzone Ill der Wasserfassung Lüssow-Borgwallsee.
Es sind alle Handlungen zu unterlassen, die eine Gefährdung des Grundwassers darstellen
könnten.

Oberflächengewässer sind von dem Vorhaben nicht direkt betroffen.

Das häusliche Schmutzwasser ist dem Abwasserbeseitigungspflichtigen, hier Gemeinde
Steinhagen, zu übergeben.

Das Niederschlagswasser, das auf den Straßen- und befestigten Grundstücksflächen anfällt,
soll versickert werden. Aus den verbalen Aussagen zum Boden im Abschnitt 8 geht hervor,
dass in den Baugrunduntersuchungen unter dem Mutterboden Sande erkundet wurden. Aus­
sagen zum Grundwasserstand liegen nicht vor.

Da vorliegend eine relativ dichte Bebauung der Grundstücke vorgesehen ist (GRZ=0,4 mit
Zulassung einer 50 %igen Überschreitung) ist die Anordnung von ausreichend dimensionier­
ten Versickerungsanlagen auf den einzelnen Grundstücken schwierig. Das auf den Verkehrs­
flächen anfallende Niederschlagswasser soll ebenfalls in Mulden versickert werden. Die
erforderlichen Flächen sind dem Straßengrundstück zuzuordnen und so zu konzipieren, dass
diese als Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung dauerhaft Bestand haben und eine
Unterhaltung gewährleistet ist.

Vor Festschreibung der Niederschlagswasserbeseitigung in der Satzung sind die Unterlagen
zu qualifizieren; das Baugrundgutachten mit repräsentativen Baugrunduntersuchungen für
die 3 Wohnbauflächen ist vorzulegen.

Die Versickerung von Niederschlagswasser in das Grundwasser stellt eine Gewässerbenut­
zung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und bedarf nach § 8 Abs. 1 WHG einer Erlaub­
nis. Die entsprechenden Anträge sind zu stellen.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Bohrungen für Brunnen und Erdwärmesonden
aufgrund der Lage im Trinkwasserschutzgebiet im Regelfall nicht zulässig sind. Alle ande­
ren Erdaufschlüsse (wie Baugrundsondierungen, Unterkellerungen, Tiefgründungen o. ä.)
sind bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Die Anzeigepflicht gilt auch für den Um­
gang und die Lagerung wassergefährdender Stoffe.

Sofern Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sind, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei
der unteren Wasserbehörde zu beantragen.

Naturschutz

Allgemeine Grundsätze
Für die Entwurfsplanung hat eine Auseinandersetzung mit den Belangen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege gemäß S 1 und S 1a BauGB zu erfolgen.
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Belange des Umweltschutzes, einschließ­
lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf Tie­
re, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die
Landschaft und die biologische Vielfalt, zu berücksichtigen.
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Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen für voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (Ein­
griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind zu planen. Die Eingriffsregelung ist
gerecht in der Abwägung zu berücksichtigen.

Aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege sollen Bauleitpläne gem S 1 Abs. 5
BauGB Umweltanforderungen mit den anderen Anforderungen in Einklang bringen. Sie sol­
len eine menschenwürdige Umwelt sichern, natürlichen Lebensgrundlagen schützen und
das Landschaftsbild erhalten und entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung
vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. Dabei sollen die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß S 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB berücksichtigt wer­
den. Zu diesen Belangen zählen:

• die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir­
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,

• die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes,

• die Darstellungen von Landschaftsplänen,
• die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes sowie
• relevante Belange wie Baumschutz, Biotopschutz und Artenschutz.

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß S 1a BauGB aus Sicht des Naturschutzes
und der Landschaftspflege die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzuwenden:

• mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; insbesondere
durch Nachverdichtung und Begrenzungen der Bodenversiegelung, Festsetzungen zur
Teilversiegelung von Wegen, Straßen und Stellplätzen sowie

• der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz.

Die naturschutzfachliche Beurteilung des Vorhabens ist demnach noch nicht möglich.
Es werden folgende Unterlagen nachgefordert bzw. Hinweise zur weiteren Bearbeitung
gegeben, welche schon mit dem Antwortschreiben vom 16. März 2022 zur Voranfrage
mitgeteilt wurden:

gesetzlicher Artenschutz
In diesem und im weiteren Aufstellungsverfahren ist zu beachten, dass der besondere Ar­
tenschutz durch das Aufstellungsverfahren zum B-Plan lediglich „prognostisch" betrachtet,
keinesfalls aber abschließend bearbeitet wird. Der besondere Artenschutz muss daher
fachlich qualifiziert rechtzeitig vor Beginn der späteren Umsetzung (einschließlich der Bau­
feldberäumung, Erschließung, Bau von Erschließungsstraßen, etc.) unter Einbeziehung der
UNB abgearbeitet werden. Aus diesem Grund wird folgender Hinweis aus Sicht der UNB für
sehr wichtig erachtet und sollte mit in die Planzeichnung übernommen werden:

„Für die Baufeldberäumung, die Erschließung und die weitere Umsetzung des Bebauungs­
planes sind möglicherweise Festlegungen und Genehmigungen der unteren Naturschutzbe­
hörde Vorpommern-Rügen nach $ 44 Abs. 1 in Verbindung mit S 44 Abs. 5 sowie S 45 Abs. 7
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erforderlich, da durch die Arbeiten artenschutzrecht­
liche Belange betroffen sein können. Möglicherweise sind z. B. vor Beginn der Arbeiten
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funktionsfähige Ersatzhabitate zu schaffen oder bestimmte Bauzeiten einzuhalten. Ent­
sprechend frühzeitig sind notwendigen Abstimmungen mit und Genehmigungen bei der un­
teren Naturschutzbehörde Vorpommern-Rügen durchzuführen bzw. zu beantragen. Hierzu
ist ein höchstens 5 Jahre altes artenschutzrechtliches Fachgutachten von qualifizierten
Fachkräften vorzulegen."

Da im vorliegenden Fall mit einer zeitnahen Umsetzung des Bebauungsplans gerechnet
werden kann, sollte die Gemeinde die Vorhabenträgerin (sofern die Gemeinde nicht selbst
Vorhabenträgerin ist) darauf hinweisen, sinnvollerweise bereits jetzt parallel zum Verfah­
ren der Aufstellung des Bebauungsplans auch eine naturschutzrechtliche Genehmigung bei
der UNB zu beantragen bzw. die konkrete Umsetzung abzustimmen, da ansonsten ein wei­
terer Zeitverzug zu befürchten ist.

Es wird in diesem Zusammenhang auch vorsorglich darauf hingewiesen, dass bei einer man­
gelhaften Abwägung der artenschutzrechtlichen Belange im Rahmen des laufenden Verfah­
rens, der B-Plan bzw. die Satzung möglicherweise nicht vollzugsfähig ist (keine Planrecht­
fertigung nach S 1 Abs. 3 BauGB)- in letzter Konsequenz könnte dieses zu einem Baustopp
führen. Aus diesem Grund hat eine Abstimmung mit der UNB im Hinblick auf die arten­
schutzrechtlichen Belange und die Berücksichtigung der Hinweise der UNB eine besondere
Bedeutung im laufenden Verfahren.

Für eine mangelfreie Abwägung muss ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag oder eine
gleichwertige Unterlage von qualifizierten Fachleuten angefertigt werden und der UNB zur
Stellungnahme vorgelegt werden.

Im vorliegenden Fall sind insbesondere die folgenden Artengruppen zu betrachten.

• Amphibien (einschließlich der Betrachtung von Landlebensräumen) und Reptilien
• Avifauna (einschließlich möglicher Horste von Raben/Greifvögeln/Eulen im jeweils

artspezifisch festzulegenden Wirkbereich des Vorhabens z. B. im östlich gelege­
nem Wald)

• Fledermäuse (einschließlich möglicher Quartiere im Wirkbereich des Vorhabens in
Gebäuden oder Bäumen)

Die UNB hält hierbei Kartierungen gemäß anerkannter Standards für die sinnvollste Vorge­
hensweise, um im Nachgang der Bestandsaufnahme, die artenschutzrechtlichen Konflikte
betrachten zu können. Es wird hierbei vorsorglich auf die mit einer Potenzialanalyse ver­
bundenen Worst Case Betrachtung gemäß des Artenschutzleitfadens bzw. des Merkblatts
Artenschutz in der Bauleitplanung des LUNG hingewiesen (vgl. Leitfaden Artenschutz des
LUNG, S. 40).

Natura2000 und Naturschutzgebiet
Das Natura2000- und Naturschutzgebiet Krummenhagener See bzw. nordvorpommersche
Waldlandschaft befindet sich in einer Entfernung von weniger als 100 m zur südlichen B­
Plan-Grenze. Hinsichtlich des Natura-2000-Gebietes ist zunächst in einer FFH -Vorprüfung
auf Grundlage vorhandener Unterlagen zu klären, ob es prinzipiell zu erheblichen Beein­
trächtigungen eines Natura 2000-Gebietes kommen kann. Die Entscheidung ist lediglich
nachvollziehbar zu dokumentieren. Grundsätzlich gilt im Rahmen der Vorprüfung ein stren­
ger Vorsorgegrundsatz, bereits die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung löst die
Pflicht zur Durchführung einer FFH -Verträglichkeitsprüfung aus. Sind erhebliche Beein­
trächtigungen nicht mit Sicherheit auszuschließen, muss zur weiteren Klärung des Sachver­
haltes eine FFH -Verträglichkeitsprüfung nach § 34 ff. BNatSchG durchgeführt werden.
Führt ein Projekt bzw. ein Plan einzeln oder aber erst im Zusammenwirken mit anderen
Plänen oder Projekten zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Gebietes in seinen für die
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Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen, ist eine abweichende Zulassung nur im Rah­
men einer FFH -Ausnahmeprüfung möglich.

Es sind Aussagen darüber zu treffen, was mit dem durch Flächenversiegelung anfallenden
Oberflächenwasser geschehen soll. Eine Entfernung aus der Region durch Ableitung wird als
negativer Einfluss auf das Biotop/Naturschutzgebiet gewertet. Eine örtliche Versickerung
oder gegebenenfalls Einleitung mit entsprechenden Reinigungsfilteranlagen wird begrüßt.

zusätzlicher Hinweis:
Sollten Kellergeschosse geplant sein, ist vorher der Grundwasserstand zu prüfen sowie die
Lage gegenüber des benachbarten Krummenhagener Sees. Dort werden möglicherweise
Grundwasserspiegelanhebungen notwendig, die Konflikte mit möglichen Kellergeschossen
auslösen könnten.

Biotoptypenkartierung
Für die Eingriffsermittlung ist die Erfassung und Bewertung der betroffenen Biotoptypen
gemäß den Hinweisen zur Eingriffsregelung Mecklenburg-Vorpommern (HzE) in der Neufas­
sung von 2018 erforderlich. Die Abgrenzung der Biotoptypen sollte auf Grundlage der vom
Landesvermessungsamt im Internet zur Verfügung gestellten Luftbilder erfolgen. Die Dar­
stellung sollte mindestens im Maßstab des Planes erfolgen.
Die Biotoptypen sind innerhalb der B-Plan-Grenzen genau zu bestimmen. Im 50- und 200­
m-Wirkbereich sind mindestens alle gesetzlich geschützten Biotope sowie alle Biotoptypen
ab einer Wertstufe von 3 aufzuführen.

Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung
Den Planunterlagen lag keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung bei. Diese ist anzufertigen
und einzureichen. Bei der Bilanzierung der Eingriffe und der Kompensationsmaßnahmen
sind die Hinweise zur Eingriffsregelung (HzE 2018) maßgeblich. In diesem Zusammenhang
sind auch Aussagen zu Kompensationsmaßnahmen vorzulegen.

gesetzlicher Biotopschutz
Es ist das östlich angrenzende Feldgehölz zu berücksichtigen, welches nach § 20 NatSchAG
MV unter besonderem Schutz steht. Durch angrenzende Bebauung wird es dein Biotopstatus
verlieren. Daher ist ein Antrag auf Ausnahme vom Biotopschutz mit den entsprechenden
Kompensationsmaßnahmen notwendig.

gesetzlicher Baumschutz
Für die vorgelegte Planung sind Aussagen zum Gehölzschutz gemäß der S$ 18 und 19
NatSchAG M-V zu treffen. Hierzu sind alle Gehölze mit Baumart, Standort, Kronenumfang
und Stammumfang in 1,30 m Höhe tabellarisch und mit Lageplan zu dokumentieren.
Eine Ausnahme vom Baumschutz gem. S 18 Naturschutzausführungsgesetz Mecklenburg­
Vorpommern (NatSchAG M-V) wird bei zulässigen Vorhaben und Kompensation nach dem
Baumschutzkompensationserlass gewährt.

Wald
Die Planfläche grenzt an eine Waldfläche. Die Landesforst ist zu beteiligen und die nötigen
Abstandsflächen einzuplanen.
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Denkmalschutz

Imo. g. Gebiet sind keine eingetragenen Baudenkmale vorhanden und keine Bodendenkma­
le bekannt. Daher sind die vorliegenden Unterlagen aus denkmalpflegerischer Sicht ausrei­
chend.

Kataster und Vermessung

Planzeichnung Teil A
Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeichnung bedarf noch einer geringen Überarbei­
tung und ist dann zur Bestätigung der Richtigkeit des katastermäßigen Bestandes geeignet.

Vermarkte und unvermarkte Grenzpunkte werden nicht unterschieden. Zur Verbesserung
der räumlichen Einordnung sollten alle angrenzenden und betroffenen Flurstücke bezeich­
net werden. Die Benennung des Plangebietes fehlt Eine Quellenangabe für den Übersichts­
plan fehlt.

Begründung
Die Plangrundlage ist nicht bezeichnet.

Sonstiges
Es sind für Flurstücke im Geltungsbereich Liegenschaftsvermessungen geplant und vorbe­
reitet worden. Nach Übernahme der Vermessungen in das Liegenschaftskataster werden
sich Flurstücksgrenzen und -nummern ändern.

Tiefbau

Für Baumaßnahmen an öffentlichen Verkehrsflächen im Sinne des StrWG-MV ist eine Ge­
nehmigung nach S 10 StrWG-MV einzuholen.

Der Träger der Straßenbaulast hat dafür einzustehen, dass die allgemein anerkannten Re­
geln der Baukunst und der Technik eingehalten werden und ihre Bauten technisch allen
Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen.

Die festgesetzten Verkehrsflächen sind ausreichend zu bemessen, um die Verkehrsflächen
entsprechend der vorgenannten Verpflichtung zu planen und herzustellen.

Abfallwirtschaft

In der Gemeinde Steinhagen wird die Entsorgung der Abfälle gemäß der Satzung über die
Abfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Rügen" (Abfallsatzung - AbfS) vom 9. Ok­
tober 2017 in der Fassung der 3. Änderungssatzung, gültig seit dem 01. Januar 2020 durch
den Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm be­
auftragte Dritte durchgeführt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wert­
stoffen, wie Pappe, Papier, Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfür beauftragte
private Entsorger. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes unterliegt aufgrund der ge­
planten Nutzung dem Anschluss- und Benutzungszwang an die Abfallbewirtschaftung gemäß
§ 6 der AbfS.
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Folgende Hinweis zum Anschluss an die Abfallentsorgung ist zu beachten:

Die Wendeanlage ist am Ende der Planstraße A als Wendekreis mit einem Mindestdurch­
messer von 20,00 m zuzüglich der erforderlichen Freiräume von bis zu 2,00 m für die Fahr­
zeugüberhänge herzustellen. Die Wendeplattenmitte muss frei befahrbar bleiben.
Alle Abfallbehälter/ -säcke sowie Sperrmüll sind gemäß § 15 Absatz 2 AbfS am Tag der Ab­
holung an der Bürgersteigkante bzw. am Straßenrand der nächsten mit Müllfahrzeugen be­
fahrbaren öffentlichen Straße so bereitzustellen, dass ein Rückwärtsfahren der Entsor­
gungsfahrzeuge nicht erforderlich ist.

Aus Sicht des Umweltschutzes sowie des Brand- und Katastrophenschutzes gibt es keine
weiteren Anregungen.

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

-tu-7•
Frank-Peter Lender
Fachbereichsleiter 4
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